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der Abg. EIs e r und Genosson 

an den Bundesminister für Justiz 

5.Dezember 1951. 

bet:reffend die ungerechtfertigte Beschlagnahme eines Plakates, das einen 

Brief des Arbeitgeberbetriebsrates dar Hütte Donawitz an die österreiohi­

sehe Reg:ia rung enthält .. 

.. e -

Der Betriebsrat der Hütte Donawitz hat im Oktober im Namen der Boleg­

schaft seines Betriebes bei der österreiohischen Bundesregierung schärf-

. sten Protest gegen die Verwandlung Österreichs in eine Aufmarschbasis 

für einen dritten Weltkrieg erhoben undbeschlossen~ einen Brief an die 

Bundesregierung zu .richten, in dem diessr?rotest gegen die Kriegsvorberei­

tungsmassnahmen und die Entschlossenheit der Arbeiterschaft, gegen jede 

Kriegsvorbereitung aufzutreten, festgehalten wird. 

Der Brief hat folgenden Wortlaut. 
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An die 
Österr.Bundesregierung 
Wien I. 
Ballhausplatz D/263/Ss t • 

Die Arbeiter der Hütte Donawitz haben zu ihrer grössten Beunruhigung 
Xemtnis davon erhalten, dass in Österreich Manöver von feldmässig ausge-

rüsteten Gendarmerietruppen mit Panzerwagen und Flakgeschützen- stattge-
_ funden haben. Um das österreichische Volk vor Verbrechern und Dieben zu 
schützen, brauchen wir keine Kriegsbewaffnung der Gendarmerie mit Panzer­
wagen und Flakg~schützen; das ist jedermann klar. Die wahre Bedeutung 
dieser Gendarmeriemanöver wird dadurch unmissverstiändlic~nthüllt, dass 
ausländische Offiziere an der Leitung derselben v~rantw6rtlich beteiligt 

ware~r Betriebsrat der Hütte Donawitz erhebt im Namen der Belegschaft 
seines Betriebes bei der österreichischen Bundesregierung schärfsten 
Prot~st ge~n die Abhaltung solcher Manöver, gegen die als Gendarmerie-

truppe getarnte Aufstellung einer österreichischen Wehrmacht und insbe­
sondere gegen die Anlegung von ausländischen Militärstützpunkten, 
Munitionslagern und Befestigungen auf österreichischem Tarritorium~ 
Die arbeitende, friedliebende Bevölkerung unseres Landes ist nicht ge­
willt, weiter untätig zuzusehen, wie Östarreich unter der stillschwei­
genden Duldung der Regierung in eine Alpenfestung, in eine Aufmarsch­
basis für einen dritten- Weltkrieg verwandelt wird. 

Während zahllose Häuser und Wohnungen, dia durch Kriegshandlungen 
zerstört wurden, noch nicht wiederaufgebaut sind, während unzählige ar­
beitende Menschen unter der bittersten Wohnungsnot 1eiden,auf engstem 
Raum, untar menschenunwürdigen Verhältnissen leben, wä~end tausende 
junge Ehepaare jahrelang auf einepigene Wohnung warten, opfert dia 
österreichische Bundesregierung riesiga Geldbeträge aus Steuermitteln 
für den Bau von Gendarmeriekasernen und für den Ankauf von Grundstücken 
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auf welchen ausländische Militärbauten errichtet werden. 
Die Donawitzer Arbeiter fordern von der Regierung unverzügliohe 

uni energische Massna:q.men gegen jede Art von Kriegsvorbere itungen in 
österreich. Was durch die Kraft und den Fleiss des Volkes geschaffen 
wird, mus s dem friedliebenden Aufbau unserer Heimat dienen und darf 
nicht für militärische Zwecke missbraucht werden. 

Der Arbeiterbetriebsrat 
Pe i/Lai. 11 HUt te Donawi tz 

Alle Feststellungen des Briefes des Arbeiterbetriebsrates der Hütte 

Donawitz entsprechen der Wahrheit. Der Brief gibt Zeugnis von dem hohen 

Verantwortungsbewusstsein der Arbeiterschaft dieses Betriebes. Die Stel~ 

lungnahme der Donawitzer Arbeiter ist,ebenso wie die Stellungnahme der 

Arbeiter anderer grosser Betriebe Österreichs gegen die Kriegsvorbere1-

tungsmassnahmen, auch der Öffentlichkeit mitgeteilt und durch die Presse 

publi~iert worden. Als jedoch dieser Brief ohne jedwede Hinzufügung oder 

Auslassung in Form eines Plakates gedruokt wurde~ erfolgte auf Antrag 

der dem Bundesministers für Justiz unterstehenden und an seine Weisun­

gen gebundenen staatsanwalt~chaft die Beschlagnahna dieses Plakates~ 
In dem Beschlagnahmebeschluss, der sich auf § 308 Strafgesetz beruft, 

wird behauptet. dass der Inhalt des Plakates, also der Brief an die Bun -

desregierung,geeignet sei, die Öffentl~chkeit zu beunruhiSßn und die 
- . 

öffentliohe Meinung des Auslandes über die Verhältnisse (in Österreioh) 

inungfinstigem Sinne zu beeinflussen, ohne dass zur~iohende Gründe, den 

Inhal t für wahr zu halten, gegeben seien, und dass daher das Plakat als 

eine Verbl.'ei tung eines falschen Gerüchtes anzusehen se i .. Es ist offen­

kundig, dass keinerlei gesetzliche Grundlagen für diese ]e'schlagnahme 

vorliegen, wie sioh auch aus dieser fadenscheinigen Begründung ergibt. 
Die unterzeichneten Abgeordneten stellen daher an den Herrn 

Bu.ndesminister für Justiz folgend e 

Anfraß9 I 

Ist der Herr Bundesminister für Justiz bereit, die zuständige 

staatsanwaltsohaft anzuweisen. den ungerechtfertigten 13esehlagnahme­

sntrag gegen das Plakat des Arbeiterbetriebsrates der Hütte Donawitz, 

das einen Brief an die österreichisohe Bundesregierung enthält, um den 

Antrag auf Verfolgung des für den Inhalt Verantw01rtliohen ~ofort zurüok-

zuziehen und die staatsanwaltschaften anzuweisen, solche völlig unge­

rechtfertigte Besoh~agnahmeanträge in Hinkunft zu unterlassen? 

- . -
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